
UR.Nr. 1208/2021 

Bescheinigung gemäß § 181 Abs. 1 Satz2 AktG 

Ich bescheinige, dass die geänderten Bestimmungen der vorstehenden 
Satzung mit dem Beschluss über die Satzungsänderung vom 02. Juni 2021 

und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister 
eingereichten Wortlaut der Satzung übereinstimmen. 

Plnnasens, den 02. Juni 2021 

Notar 



SATZUNG 

der 

WASGAU Produktions & Handels AG 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Firma und Sitz 

(1) Die Aktiengesellschaft führt die Firma 

W ASGAU Produktions & Handels AG 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Pirmasens. 

§2 
Zweck und Gegenstand 

( I) Gegenstand der Gesellschaft ist 

a) der Betrieb eines Handelsunternehmens mit Konsumgütern aller Art 
(Einzelhandel und Großhandel), die Herstellung und der Vertrieb von 
Konsumgütern aller Art sowie der Handel mit Investitionsgütern für die 
Ausstattung von Handels- und Dienstleistungsbetrieben, 
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b) die Förderung, Beratung und Betreuung von Einzelhandelsunternehmen auf 
betriebswirtschaftlichen, finanzwirtschaftlichen, technischen und anderen 
Gebieten. 

(2) Die Gesellschaft kann andere Unternehmen gründen, erwerben 
oder sich an solchen beteiligen und alle sonstigen Maßnahmen ergreifen 
sowie Handelsgeschäfte vornehmen, die zur Erreichung oder Förderung des 
Gesellschaftszweckes notwendig oder unmittelbar oder mittelbar dienlich sind. 
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(3) Die G~ellschaft kann ihren Gegenstand entweder unmittelbar oder ganz oder 
teilweise über die Errichtung von Tochtergesellschaften, Filialen, Niederlas­
sungen und Agenturen im In- und Ausland verwirklichen. 

§ 3 Bekanntmachun en, Gerichtsstand 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger 
veröffentlicht. 

(2) Für alle Streitigkeiten zwischen der Gesellschaft und Aktionären besteht ein 
Gerichtsstand am Sitz der Gesellschaft. Ausländische Gerichte sind für solche 
Streitigkeiten nicht zuständig. 

Il. Grundkapital und Aktien 

§4 
Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt€ 19.800.000,-­

(2) Es ist eingeteilt in 

6.600.000 auf den Namen lautende Stück-Stammaktien. 

(3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von 
§ 60 AktG bestimmt werden. 

§5 
Aktien. Ausgestaltung 

(1) Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine 
Bestimmung darüber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den 
Namen lauten sollen, so lauten sie auf den Namen. 

(2) Die Fonn der Aktien und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine 
bestimmt der Vorstand im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat. Das gleiche 
gilt für Schuldverschreibungen und Zinsscheine. Über mehrere Aktien kann 
eine Urkunde ausgestellt werden (Sammelurkunde). Ein Anspruch des 
Aktionäres aufVerbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. 
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(3) Die Aktionäre haben der Gesellschaft zur Eintragung in das Aktienregister die 
erforderlichen Angaben mitzuteilen, insbesondere Namen, Geburtsdatum und 
Adresse des Aktionärs sowie Zahl der von ihnen gehaltenen Aktien. 

III. Organisation der Gesellschaft 

Die Organe der Gesellschaft sind 

A. der Vorstand, 

B. der Aufsichtsrat, 

C. die Hauptversammlung. 

A. Der Vorstand 

§6 
Organe 

§7 
Zusammensetzune und Geschäftsführung 

( 1) Der Vorstand besteht aus zwei oder mehr Personen. 

(2) Der Aufsichtsrat best.eilt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl; 
diese soll fünf nicht überschreiten. 
Er kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden oder zum 
Sprecher des Vorstandes bestellen. Er kann stellvertretende 
Vorstandsmitglieder bestellen. 

(3) Der Vorstand hat unter eigener Verantwortung die Gesellschaft zu leiten; 
er gibt sich eine Geschäftsordnung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine 
Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt(§ 77 Abs. 2 AktG). Über alle 
Fragen von grundsätzlicher oder wesentlicher Bedeutung entscheidet der 
Gesamtvorstand durch Beschluss mit einfacher Mehrheit. Ist ein 
Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstandes ernannt und besteht der 
Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern, gibt bei Beschlussfassungen des 



Vorstandes bei Stimmengleichheit seine Stimme den Ausschlag. 

( 4) Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen des 
Aufsichtsrates mit beratender Stimme teil, sofern nicht im 
Einzelfall der Aufsichtsrat oder sein Vorsitzender etwas anderes bestimmt. 

§8 
Vertretung- der Gesellschaft 
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( 1) Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch 
ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokupsten vertreten. 

(2) Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder in 
Einzelvertretung ermächtigen und/oder in den vom Gesetz gezogenen Grenzen 
(§ 112 AktG) von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien. 

B. Der Aufsichtsrat 

§9 
Zusammensetzung. Wahl. Amtsdauer 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern, und zwar aus sechs 
Mitgliedern der Anteilseigner, deren Wahl sich nach den Bestimmungen des 
Aktiengesetzes richtet und sechs Mitgliedern der Arbeitnehmer, deren Wahl 
sich nach den Bestimmungen des Mitbestimmungsgesetzes 1976 richtet. 

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden, sofern nicht bei der Wahl eine kürzere 
Amtszeit bestimmt wird, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptver• 
sammlung gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr 
nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die 
Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

(3) Bei den Wahlen der Anteilseignervertreter und etwaiger Ersatzmitglieder zum 
Aufsichtsrat ist der Leiter der Hauptversammlung berechtigt, über eine von der 
Verwaltung oder von Aktionären vorgelegte Liste mit Wahlvorschlägen 
abstimmen zu lassen. Wird ein Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines 
ausscheidenden Mitgliedes gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der 
Amtsdauer des ausscheidenden Mitgliedes. 
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( 4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates und die Ersatzmitglieder können ihr Amt 
durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder an den Vorstand zu 
richtende schriftliche Erldärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen 
niederlegen. Die Frist gilt nicht für Mitglieder, die von den Arbeitnehmern 
gewählt worden sind. 

( 5) Scheidet ein von der Hauptversamrnhmg gewähltes Mitglied vor Ablauf 
seiner Amtsdauer aus dem Aufsichtsrat aus, so soll für dieses in der nächsten 
Hauptversammlung eine Neuwahl vorgenommen werden. Die Amtsdauer des 
neu gewählten Mitgliedes gilt für den Rest der Amtsdauer des 
Ausgeschiedenen. 

( 6) Die Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsrats­
mitglieder Ersatzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Wahl festzu­
legenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrates werden, wenn 
Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer Amtszeit wegfallen. Ihre Stellung als 
Ersatzmitglied lebt wieder auf, wenn die Hauptversammlung für ein 
weggefallenes, durch das betreffende Ersatzmitglied ersetzte 
Aufsichtsratsmitglied eine Neuwahl vornimmt. Die Amtsdauer des 
Ersatzmitgliedes als Aufsichtsratsmitglied beschränkt sich auf die Zeit bis zur 
Beendigung der Hauptversammlung, in der eine Wahl gemäß vorstehendem 
Absatz 5 stattfindet. 

§ 10 
Vorsitzender. Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt unmittelbar nach der Hauptversammlung, mit deren 
Beendigung seine Amtszeit beginnt, in einer ohne besondere Einladung 
stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte gemäß den Vorschriften des 
Mitbestimmungsgesetzes einen Vorsitzenden und einen oder mehrere 
Stellvertreter für die Dauer des Aufsichtsratsamtes des jeweils Gewählten. 
Scheidet der Vorsitzende oder ein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit 
aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche 
Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. Ein Stellvertreter des 
Aufsichtsratsvorsitzenden bat nur dann die gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser 
verhindert ist. 

(2) Willenserklärungen des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse werden namens 
des Aufsichtsrates durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates bzw. seinen 
Stellvertreter abgegeben. 
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§ 11 
Sitzungen des Aufsichtsrates und Beschlussfassung 

( 1) Die Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in Sitzungen gefasst. Die 
Einberufung der Sitzungen erfolgt durch den Vorsitzenden unter Angabe der 
Beratungsgegenstände mit einer Frist von drei Wochen in schriftlicher 
Form. 
Der Vorsitzende kann diese Frist in dringenden Fällen abkürzen und 
gegebenenfalls mündlich, fernschriftlich, telegrafisch, telefonisch oder 
durch Telekopie einladen. Die Frist von drei Wochen gilt nicht für 
Einberufungen von Sitzungen gemäß § 110 Abs. 1 AktG. 

{la) Auf Anordnung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder 
des Aufsichtsrats können Sitzungen des Aufsichtsrats auch in Form 
einer Telefonkonferenz oder mittels elektronischer Kommunikations­
mittel (insbesondere Videokonferenz) abgehalten und einzelne Auf­
sichtsratsmitglieder telefonisch oder mittels elektronischer Kommuni­
kationsmittel (insbesondere Videoübertragung) zugeschaltet werden. 

Aufsichtsratsmitgliedern soll gestattet werden, an Sitzungen des Auf­
sichtsrats fernmündlich oder mittels elektronischer Kommunikations­
mittel (insbesondere Telefon- oder Videokonferenz) teilzunehmen, wenn 
sie aus wichtigem Grund an einer persönlichen Teilnahme gehindert 
sind. Ein Recht zum Widerspruch gegen eine vom Vorsitzenden ange­
ordnete Form der Sitzung oder Gestattung der Teilnahme einzelner 
Aufsichtsratsmitglieder mittels elektronischer Kommunikationsmittel 
besteht nicht. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, 
aus denen er insgesamt zu bestehen hat, darunter der Vorsitzende oder ein 
Stellvertreter, in der Sitzung anwesend sind. Als anwesend gelten auch die 
Mitglieder, die durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied oder durch eine andere 
teilnahmeberechtigte Person schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen, 
wobei solche schriftlichen Stimmabgaben auch per Telefax übennittelt werden 
können. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder sein 
Stellvertreter. Der Aufsichtsrat beschließt mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, soweit nicht Gesetz oder Satzung etwas Abweichendes 
bestimmen. Bei Stimmengleichheit ist auf Antrag des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates oder eines anderen Aufsichtsratsmitgliedes eine erneute 
Abstimmung über den selben Gegenstand durchzuführen. Bei dieser 
Abstimmung hat, auch wenn sie Stimmengleichheit ergibt, der Vorsitzende des 
Aufsichtsrates zwei Stimmen; § 108 Abs. 3 des AktG ist auch auf die Abgabe 
der zweiten Stimme anzuwenden. Einem Stellvertreter steht die zweite Stimme 
nicht zu. 
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(3) Ein an der Teilnahme an einer Sitzung verhindertes Aufsichtsratsmitglied kann 
ein Ersatzmitglied des Aufsichtsrates schriftlich ermächtigen, an einer 
Aufsichtsratssitzung an seiner Stelle teilzunehmen. 

( 4) Die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte und die Art der Abstimmung 
bestimmt der Sitzungsvorsitzende. Beschlussfassungen des Aufsichtsrats 
können auf Anordnung des Vorsitzenden auch außerhalb von Sitzungen 
schriftlich, mündlich, fernmündlich, per Telefax, per &-Mail oder mittels 
sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel, in Kombination der 
vorgenannten Fonnen sowie in Kombination von Sitzung und Beschluss­
fassung außerhalb der Sitzung erfolgen. Eine solche Beschlussfassung hat 
der Vorsitzende unter Angabe von Zeit und V erfahren unter Verwendung eines 
der in Satz 2 genannten Kommunikationsmittel mit einer angemessenen Frist 
zu veranlassen. Ein Recht zum Widerspruch gegen eine vom Vorsitzenden 
angeordnete Form der oder Frist zur Beschlussfassung besteht nicht. Der 
Vorsitzende hat außerhalb von Sitzungen gefasste Beschlüsse schriftlich 
festzustellen. 

(5) Über jede Sitzung des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die 
vom Sitzungsvorsitt.enden zu unterzeichnen und zu den Akten der 
Gesellschaft zu nehmen ist. In der Niederschrift sind Ort und Tag der 
Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der 
wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des 
Aufsichtsrates festzuhalten. Für Beschlüsse außerhalb von Sitzungen gelten 
die vorstehenden Regelungen sinngemäß. 

§ 12 
V erschwiegenheitspfl.icht. Verantwortlichkeit, 

innere Ordnung, Teilnahme an Hauptversammlungen 

( 1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates und die Ersatzmitglieder haben über 
vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im 
Aufsichtsrat bekanntgeworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Will ein 
Mitglied des Aufsichtsrates Informationen an Dritte weitergeben, von denen 
nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind oder 
Geheimnisse der Gesellschaft betreffen, so ist es verpflichtet, den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrates vorher zu unterrichten und ihm Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Pflicht 
verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden 
Schadens verpflichtet. 



(2) Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der gesetzlichen und der durch diese 
Satzung aufgestellten Bestimmungen eine Geschäftsordnung. 

(3) Der Aufsichtsrat ist befugt, und soweit gesetzlich vorgeschrieben, gehalten, 
aus seiner Mitte Ausschüsse zu bilden und deren Aufgabe und Befugnisse in 
einer Geschäftsordnung festzusetzen. 
Soweit das Gesetz oder die Satzung es zulassen, kann der Aufsichtsrat ihm 
obliegende Aufgaben und Rechte auf seinen Vorsitzenden, einzelne seiner 
Mitglieder oder auf die aus seiner Mitte bestellten Ausschüsse übertragen. 
Gehört der Aufsichtsratsvorsitzende einem Ausschuss an, so gibt bei 
Stimmengleichheit in einer Abstimmung seine Stimme, soweit gesetzlich 
zulässig, den Ausschlag. Dies gilt nicht für die Stimme des Stellvertreters. 
Im übrigen kann der Aufsichtsrat, soweit gesetzlich zulässig, auch das 
Verfahren etwaiger Ausschüsse regeln oder diese Regelung dem 
betreffenden Ausschuss selbst überlassen. 

( 4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben das Recht, an den Hauptversamm­
lungen der Aktionäre teilzunehmen; sie sollen an den Hauptversammlungen 
teilnehmen. Der Vorstand ist verpflichtet, ihnen rechtzeitig die 
Tagesordnung der Hauptversammlung und etwaige Anträge 
zu übersenden. Zu jedem Tagesordnungspunkt, über den die Haupt­
versammlung beschließen soll, haben Vorstand und Aufsichtsrat Vorschläge 
zu machen, zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und Prüfern nur der 
Aufsichtsrat. Vorschläge zur Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der 
Anteilseigner werden der Hauptversammlung nicht vom Aufsichtsrat in 
seiner Gesamtheit, sondern nur von den von den Anteilseignern gewählten 
Mitgliedern. des Aufsichtsrates unterbreitet. 

(5) Der Vorstand ist verpflichtet, dem Aufsichtsrat die Beschlüsse der Haupt­
verwnmlung schriftlich mitzuteilen. 

§ 13 
V ergiitung- des Aufsichtsrates 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten außer dem Ersatz ihrer 
Auslagen eine Vergütung in Höhe von EUR 10.000,00 je Mitglied 
und Geschäftsjahr. Der Vorsitzende erhält das Doppelte und dessen 
Stellvertreter das Eineinhalbfache des für die übrigen Aufsichtsrats­
mitglieder festgesetzten Betrages. 
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(2) Als Vergütung für die Tätigkeit des Aufsichtsratsmitgliedes in besonders 
gebildeten Ausschüssen wird dem Aufsichtsratsmitglied die unter Ziffer 
1, Satz 1 festgelegte Vergütung um ¼ erhöht. Soweit das Aufsichtsrats-
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mitglied in dieser Funktion als Ausschussvorsitzender fungiert, erhöht 
sich die unter Ziffer 1, Satz 1 genannte Vergütung um½. Im Übrigen 
wird die Höhe der Aufsichtsratsvergütungen und Zusatzvergütungen für 
die Ausschusstätigkeit dahingehend begrenzt, dass die Gesamthöhe der 
jährlich gezahlten Aufsichtsratsvergütung das Zweieinhalbfache der 
unter Ziffer 1, Satz 1 geregelten Vergütungen nicht übersteigen darf. 

(3) Aufsichtsratsmitglieder, die nicht während des gesamten Geschäftsjahres 
im Amt waren, erhalten für jeden angefangenen Monat ihrer Amtstätig­
keit ein Zwölftel der Vergütung. 

(4) Die auf die Vergütung etwa anfallende Umsatzsteuer wird von der 
Gesellschaft in der jeweiligen gesetzlichen Höhe zusätzlich gezahlt, 
wenn und soweit diese von einem Aufsichtsratsmitglied in Rechnung 
gestellt oder in einer die Rechnung ersetzenden Gutschrift ausgewiesen 
wird. 

C. Die Hauptvenalll1D1ung 

§ 14 
Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder in einer Stadt in 
Rheinland-Pfalz oder im Saarland mit jeweils mehr als 30.000 Einwohnern 
statt. § 121 Abs. 5 Satz 2 AktG bleibt unberührt. 

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder durch den 
Aufsichtsrat einberufen. 

(3) Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt nach Maßgabe der§§ 121 bis 
128 AktG (Zweiter Unterabschnitt. Einberufung der Hauptversammlung). 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, 
ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege 
elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der 
Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und 
Verfahren der Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen, die er mit der 
Einberufung der Hauptversammlung bekannt macht. 



(5) Der Vorstand ist ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der 
Hauptversammlung zuzulassen. Die näheren Einzelheiten regelt der 
Vorstand, die er mit der Einberufung bekannt macht. 
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(6) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der 
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen 
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte 
ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben 
können (Online-Teilnahme), Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zu Umfang und Verfahren der Online-Teilnahme und 
Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen, die er mit der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt macht. 

§ 15 
Teilnahmerecht, Anmeldung 

(1) Die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts 
sind davon abhängig, dass a) die Aktionäre sich vor der Versammlung 
anmelden und b) ihre Eintragung im Aktienregister besteht (§123 Abs. 5 
AktG). Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung 
hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung 
zugehen. In der Einberufung kann auf Grund dieser Ermächtigung durch die 
Satzung eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der 
Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Die Mindestfrist des § 123 Abs. 1 
AktG verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist. 

(2) Die Einzelheiten über die Anmeldung und die Ausstellung von Eintrittskarten 
sind in der Einladung bekanntzumachen. 

§ 16 
Leitung der Hauptversammlune 

( 1) Leiter der Hauptversammlung ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder eine 
andere von diesem bestimmte Person. Ist weder der Aufsichtsratsvorsitzende 
noch eine von ihm als Versammlungsleiter bestimmte Person anwesend oder 
zur Versammlungsleitung bereit, so wird der Versammlungsleiter durch den 
Aufsichtsrat gewählt. Erfolgt im Fall des Satz 2 keine Wahl des 
Versammlungsleiters durch den Aufsichtsrat, wird dieser durch die 
Hauptversammlung unter Vorsitz des ältesten Aktionärs oder 
Aktionärsvertreters gewählt. 
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(2) Der Versammlungsleiter leitet die Versammlung, bestimmt die Reihenfolge der 
Beratungen und die Art der Abstimmung. Insbesondere kann der 
V ersamrnlungsleiter auch das Rede- und Fragerecht der an der 
Hauptversammlung teilnehmenden Aktionäre und Aktionärsvertreter zeitlich 
angemessen beschränken. Er ist auch berechtigt, zu Beginn der 
Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen 
Rahmen für den ganzen Versammlungsverlauf, für einzelne 
Tagesordnungspunkte oder einzelne Rede- oder Fragebeiträge zu setzen. 

§ 17 
Stimmrecht, Abstimmune 

(1) Jede Stück-Stammaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

(2) Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit 
einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, 
soweit nicht das Gesetz oder die Satzung zwingend etwas anderes vor­
schreiben. 

(3) Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht 
erreicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, die 
die höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Im zweiten Wahlgang entscheidet 
die höchste Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden 
zu ziehende Los. 

IV. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 18 
Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 19 
Jahresabschluss. Verwendun des Jahresüberschusses 

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für 
das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht des 



Unternehmens aufzustellen und dem Aufsichtsrat sowie dem Abschluss­
prüfer unverzüglich vorzulegen. 
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(2) Der Konzernabschluss ist binnen gleicher Frist auf den Stichtag des 
Jahresabschlusses des Mutterunternehmens aufzustellen und zusammen mit 
dem Konzernlagebericht ebenfalls dem Aufsichtsrat sowie dem 
Abschlussprüfer unvermglich vorzulegen. 

(3) Gleichzeitig mit dem Jahresabschluss und dem Lagebericht hat der 
Vorstand dem Aufsichtsrat den Beschlussvorschlag zur Verwendung des 
Bilanzgewinnes fiir clie Hauptversammlung vorzulegen. 

(4) Aufsichtsrat und Vorstand können, wenn sie den Jahresabschluss feststellen, 
durch gemeinsamen Beschluss bis zur Hälfte des Jahresüberschusses des 
Unternehmens in andere Gewinnrücklagen einstellen. 

§ 20 
Ordentliche Hauptversammlung 

Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines 
jeden Geschäftsjahres statt. Sie beschließt insbesondere über die Verwendung des 
Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprüfers, über die Entlastung des 
Vorstandes und des Aufsichtsrates, über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
und in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des 
Jahresabschlusses. 

§ 21 
Gewinnverwendung 

Die Hauptversammhmg beschließt nach freiem Ermessen über die V erwendu.ng 
des ausgewiesenen Bilanzgewinns. 

§ 22 
Abschlagszahlungen auf den Bilanzgewinn 

Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates im Rahmen des § 59 des Aktiengesetzes eine Abschlagsdividende 
an die Aktionäre ausschütten. 
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V. Sonstige Bestimmungen 

§ 23 
Satzun sänderungen durch den Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur 
die Fassung betreffen. 

§ 24 
Umwandlung 

Die Einlagen der Aktionäre auf das Grundkapital in Höhe von DM 3.765.400,-­
(€ 1.925.218,45) werden durch Umwandlung der REWE-Südwest Lebensmittel­
Großhandel eG mit dem Sitz in Pirmasens gemäß§§ 385 m ff AktG geleistet. Mit 
der Umwandlung sind alle Einlagen auf das vorgenannte Gru:ndkapital erbracht. 


